Gefeßbintt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 33 Ausgegeben Danzig, den 6. Juli 1922 


Inhalt. Geſetz über Aenderungen in den Dienſtbezügen der unmittelbaren Staatsbeamten (S. 165). 


81 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Anderungen in den Dienſtbezügen der unmittelbaren Staatsbeamten. 


Artikel I. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staats! eamten der Freien Stadt Danzig 
(Beamten⸗Dienſteinkommengeſetzes) vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 229) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

I. In § 8 Abſ. 1 Satz 5 (Dienſtwohnungen) werden mit Wirkung vom I. April 1922 ab die 
Zahl 20 000 jedesmal durch die Zahl 24000 und die Zahl 30000 durch die Zahl 36000 erſetzt. 

II. In $ 19 (Ortszuſchlag der nichtplanmäßigen — nicht endgültig angeſtellten — Beamten) er⸗ 
halten Abſ. 1, 4 und 5 mit Wirkung vom 1. April 1922 ab folgende Faſſung: 

„(1) Zur Grundvergütung der nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) Beamten tritt 
als weiterer Beſtandteil des Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag in Höhe des Ortszuſchlags, den 
ſie als planmäßig (endgültig) angeſtellte Beamte in der erſten Gehaltsſtufe der Beſoldungs⸗ 
gruppe beziehen würden, in der fie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt plan⸗ 
mäßig (endgültig) angeſtellt werden. Sind Stellenauwärter oder Lehrperſonen nach Ablauf der 
feſtgeſetzten Anwärter⸗ oder Schuldienſtzeit (S 17 Abſ. 5 Satz 1 und 8 18 Abſ. 3 Satz 1) aus 
Gründen, die nicht in ihrer Perſon liegen, noch nicht planmäßig (endgültig) angeſtellt, ſo erhalten 
ſie für die weitere Zeit den Ortszuſchlag, den ſie als planmäßig (endgültig) angeſtellte Beamte 
in der von ihnen erreichten Vergütungsſtufe beziehen würden. 

(4) Den auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrern an öffentlichen 
Mittelſchulen (Anlage 4 Ziff 10) und den unter Ziffer 11 Abſ. 2 der Anlage 4 fallenden auf⸗ 
tragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrern an öffentlichen Berufs- und Fachſchulen wird der Orts⸗ 
zuſchlag gewährt, den fie bei der endgültigen Anſtellung als Lehrer au öffentlichen Mittelſchulen 
oder als Berufs- oder Fachſchullehrer erhalten würden. Im beſonderen Falle iſt eine Ab- 
weichung hiervon mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. 

(5) Die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmaßiger Vergütung bei der Techniſchen Hoch- 
ſchule und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der Techniſchen Hochſchule (Anlage 4 Ziff. 12) 
erhalten den Ortszuſchlag, den ſie als planmäßige Beamte in der erſten Gehaltsſtufe der Be⸗ 
ſoldungsgruppe 10 beziehen würden, und ſobald die ihnen gewährte Grundvergütung in ihrer 
Höhe den Grundgehaltsſätzen dieſer Beſoldungsgruppe entſpricht, den Ortszuſchlag, den fie als 
planmäßige Beamte in der von ihnen erreichten Vergütungsſtufe beziehen würden.“ 

III. 8 20 Abſ. 2 wird mit Wirkung vom 1. April 1922 geſtrichen. 

IV. In 8 22 (Kinderbeihilfen) erhalten Abſ. I, 2 und 7 mit Wirkung vom 1. April 1922 ab 


folgende Faſſung: 
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„(1) Außer dem Dienſteinkommen erhalten die Beamten Kinderbeihilfen in der Weiſe, daß 
für jedes Kind bis zum vollendeten 6. Lebensjahre monatlich 200 M, bis zum vollendeten 
14. Lebensjahre monatlich 250 M und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 300 M 
gezahlt werden. Für Kinder vom 14. bis 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe nur gewährt, 
wenn das Kind 

1. ji) in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künftig gegen Entgelt aus— 
zuübenden Lebensberuf befindet, oder wenn es wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
dauernd erwerbsunfähig iſt und ! 

kein eigenes Einkommen von mehr als 4000 M jährlich hat. Überſteigt das eigene Ein- 
kommen des Kindes — nach dem jeweiligen Stande — den Betrag von 4000 M jahrlich 
um weniger als den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag (8 23), 
ſo wird die Kinderbeihilfe um den Betrag gekürzt, um den das eigene Einkommen des 
Kindes den Betrag von 4000 M jährlich überſteigt. Als eigenes Einkommen des Kindes 
gilt auch das dem Beamten kraft der elterlichen Nutznießung aus Kindesvermögen zu— 
fließende Einkommen. 

(2) Die Kinderbeihilfe wird gewährt: 

a) für eheliche, für ehelich erklärte und an Kindesſtatt angenommene Kinder; 

b) für Stiefkinder, die in den Hausſtand des Beamten aufgenommen ſind; 

c) auf Antrag für uneheliche Kinder, wenn die Vaterſchaft des Beamten feſtgeſtellt iſt und 
er das Kind in ſeinen Hausſtand aufgenommen hat oder auf andere Weiſe nachweislich 
für den vollen Unterhalt des Kindes aufkommt oder wenn der Unterhalt von der Beamtin 
als Mutter gewährt wird. Die Kinderbeihilfe darf den Betrag der von dem Beamten 
als Erzeuger gezahlten Unterhaltsrente nicht überſteigen. Antragsberechtigt iſt außer dem 
Beamten ſelbſt auch der Vormund des Kindes. An wen die Beihilfe auszuzahlen iſt, 
beſtimmt das Vormundſchaftsgericht. 

(7) Die Kinderbeihilfe fällt weg: 

a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge, 

b) mit Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für die 
Gewährung wegfallen, insbeſondere das Kind das 14. oder 21. Lebensjahr vollendet, ſtirbt 
oder eine Ehe eingeht, 

e) mit Ablauf des Monats, in dem das Kind nach Vollendung des 14. Lebensjahres ein 
eigenes Einkommen bezieht, das den Betrag von 4000 M jährlich um mindeſtens den Be- 
trag der Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag überſteigt.“ 

V. Im $ 23 wird folgender neuer Abſ. 2 eingefügt: 

„(2) Als beſonderer Ausgleichszuſchlag kann den verheirateten männlichen Beamten für die 
unterhaltsberechtigte Ehefrau eine Frauenbeihilfe gewährt werden, deren Höhe durch den Staats— 
haushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz beſtimmt wird. Die Frauenbeihilfe kann auch 
Witwern gewährt werden, wenn ſie für den vollen Unterhalt von Kindern, für die nach 8 22 
eine Kinderbeihilfe zu zahlen iſt, im eigenen Hausſtand aufkommen. Die Frauenbeihilfe wird 
im voraus und zwar vom Beginn des Kalendermonats an gezahlt, in dem die für die Ge- 
währung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten; ſie fällt weg 
a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit dem Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge, 

b) mit dem Ablauf des Kalendervierteljahrs, in dem die tonftigen Vorausſetzungen für die 

Gewährung wegfallen, insbeſondere die Ehe aufgelöſt wird.“ 

Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 
VI. In 8 31 (Übergangsvorſchriften) iſt hinter Abſ. 5 folgender Abſ. 5a einzufügen: 

„Ga) Die am 31. März 1922 im Dienſt befindlichen planmäßigen und nichtplanmäßigen 
Beamten werden, ſoſern ſie ſich bereits am 30. September 1921 im Dienſt befanden, mit ihrem 


1 


Gruppe 
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nach Abſ. 5 Satz! berechneten, im übrigen mit ihrem nach Maßgabe der vom 1. Oktober 1921 
bis 31. März 1922 gültig geweſenen Grundgehalts- und Grundvergütungsſätzen berechneten 
Beſoldungs⸗ und Anwärterdienſtalter in die vom 1. April 1922 ab gültigen Dienſtbezüge ein⸗ 
gewieſen. Iſt ein Beamter nach dem 1. November 1921 in eine andere Beſoldungsgruppe über⸗ 
getreten, oder erfolgt ein ſolcher Übertritt künftig, fo wird das Beſoldungsdienſtalter in der neuen 
Beſoldungsgruppe mit Wirkung vom 1. April 1922 ab nach Maßgabe der vom 1. April 1922 
ab gültigen Grundgehaltsſatze berechnet.“ 


VII. In 5 31 Abſ. 12 iſt ſtatt „Abſ. 5 findet“ zu ſetzen: 


„Die Abſ. 3, 5, 5a und 6 finden — erſterer und letzterer mit Wirkung vom J. April 1920 ab —“ 


VIII. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßig — endgültig — angeſtellten 
unmittelbaren Staatsbeamten) erhält die Vorbemerkung 1 folgenden Wortlaut: 


„J. Die bei den einzelnen Beſoldungsgruppen unter a) aufgeführen Grundgehaltsſätze 
gelten für die Zeit vom 1. April 1920 bis 30. September 1921, die unter b) aufgeführten vom 
1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 und die unter c) aufgeführten vom 1. April 1922 ab.“ 


IX. Su der Anlage 1 find unter c) folgende Grundgehaltsſätze hinzuzufügen: 


ana 8 — 


I. Aufſteigende Gehäkter. 
A. Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 


c) 11 000—11 700—12 400—13 000 13 600 — 14 200 —14 80015 400 16 000 M jährlich. 
c) 13 500 —14 100 —14 70015 300 15 900—16 500 —17 000—17 500—18 000 „ ur 
c) 15 000—15 700-16 400 —17 000—17 600—18 200—18 800—19 400— 20 000 „ 5 
c) 16 000-16 800-17 600-18 300-19 00019 700-20 300-20 900— 21 500 „ 0 
ce) 17 000-18 000—19 000 —19 800-20 600-21 200--21 800—22 400—23 000 „ 5 
c) 18 500 —19 500 — 20 500 —21 300 —22 100 —22 900-23 600— 24 300—25 000 „ „ 
c) 20 000 —21 000 —22 000-23 000 —24 00025 000 26 000-27 000—28 000 „ * 
c) 22 000--23 500—25 000—26 200 —27 400-28 600—29 800-31 000 m 0 
c) 25 000 —26 600 —28 20029 800 31 400—33 000— 34 50036 000 8 
c) 28 000-30 000- 32 000-34 000 36 00038 000-40 000— 42 000 5 A 
c) 32 000—34 500 —37 000— 39 500—42 000—44 000-46 000U—48 000 1 1 
c) 40 00044 00048 000 —51 000 —54 00057 000 60 000 - 2 


c) — wie unter b) — 


B. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
1. c) 41 500 Mark im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze jahrlich: 
c) 30 000 — 33 000 — 36 000 — 38 000 — 40 000 — 42 000 — 44 000 — 46 000 M 
höchſtens jedoch e) 60 00 M 
2. c) 52 000 Mark im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſatze jährlich: 
c) 38 500 — 41 500 — 44 500 — 47 500 — 50 500 — 53 000 — 55 500 — 58 000 M 
höchſtens jedoch c) 75 000 M 


II. Einzelgehälter. 
Gruppe I: c) — wie unter b) — 
7 IE c) „ " b) == 
III e , 
m IV: 5 
17 V: c) f * b) = 
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X. Ju den Schlußbeſtimmungen zur Anlage 1 Abſchnitt C (Nebenbezüge) erhalten: 
1. die Ziffer 1 (a) folgenden Zuſatz: „vom 1. Oktober 1921 ab ruhegehaltsfähig nicht 
mehr als 10 v. H. Anteil bis zum Höchſtbetrage von 5000 Mark;“ 
2. die Ziffer 1 (b) folgenden Zuſatz: vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 bis 
höchſtens 3500 Mark jährlich, vom 1. April 1922 ab bis höchſtens 4000 Mark.“ 
XI. In der Anlage 2 (Ortszuſchlag) wird die Ueberſchrift des letzten Abſchnittes „d) vom 1. Oktober 
1921 ab:“ wie folgt geandert: „d) in der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922:“ 
XII. In der Anlage 2 iſt folgender Abſchnitt e hinzuzufügen: 
e) vom 1. April 1922 ab: 
bei 1 — Grundgehalt 
über 515 800 über 16 500 füber 19 800ſüber 21 80 0ſüber 11 400 


bis bis bis bis über 

14800 M | 15500 M19 800 M | 21 800 M27 400 M 40 000 M | 40 000 w 
A 3200 | 4000 | 4800 5 600 6 400 7 200 8.000 
Truhegehaltsfählg | 3200 | 4000 | 4800 | 5600 | 6400 | 7200 | 8000 


XIII. In der Anlage 4 (Nachweifung der Dienſtbezüge für die nichtplanmäßigen — nicht endgültig 
angeſtellten — unmittelbaren Staatsbeamten) hat die Ziffer Lb nicht „Vom 1. Oktober 1921 ab“ ſondern 
wie folgt zu beginnen: „In der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922“ 

XIV. In der Anlage 4 iſt folgende Ziffer 1c hinzuzufügen: 
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Ic. Vom 1. April 1922 ab betragen die jährlichen Grundvergütungsſätze vom Beginn des 


für Zivilanwärter 

für Militäranwärter 

für vor dem 1. Juli 1920 als 
nichtplanmaßige Beamte ein⸗ 
geſtellte Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphengehilfinnen . 

für auftragsweiſe vollbeſchäf⸗ 
tigte und einſtweilig ange⸗ 
ſtellte Volksſchullehrer 


Zivilanwärter 
Militäranwärter. 

Zivilanwärter 
Militaranwärter 
Zivilanwärter 
1 Militaranwärter 
Zivilanwärter . 
Militaranwärter. 
vor dem 1. Juli 
1920 als nicht⸗ 
planmäßige Be⸗ 
amte eingeſtellte 
Poſt⸗ und Te⸗ 
legraphengehil⸗ 
Runen 
Zivilanwärter 
Militäranwärter. 
7 ‚ J Bivilanmwärter . . 
1 | Milittäranwärter . 
Zivilanwärter . 
Militäranwärter . 
auftragsweiſe voll⸗ 
beſchäftigte und 
einſtweilig an⸗ 
geſtellte Volks 

ſchullehrer 


Gruppe ! 
Gruppe 2 { 
Gruppe 3 


Gruppe 4 


Gruppe 5 


Gruppe 7 


Gruppe 8 
Gruppe 9 
Gruppe 10 


r n 1. 
Anwärterdienſtjahres ab 

| 85 | 90 95 p — 

80 85 90 95 - — — 

60 65 70 75 8⁰ 85 90 95 

— 2 | 80 85 90 95 95 9954 — 


vom Hundert des Anfangsgrundgehalts der Gruppe, in der der Stellen 
anwärter beim regelmäßigen Verlaufe feiner Dienſtlaufbahn zuerſt plan 
min u Br 4 2 


| | 9 

7700 | 8800 | 9350 | 9 90010 450 
8800 | 9350 | 9900 10 450 — — — — 
9450 | 10800 | 11475 } 12 15012 825 — — — 
10 800 | 11475 | 12150 | 12 825 — — — — 
10 500 | 12000 | 12750 | 13500 | 14 250 — — — 
12 000 12 750 | 13500 | 14 250 — — — — 
11200 | 12800 | 13 60014 40015 200 — — = 
12 800 | 13600 | 14400 } 15 200 = — — — 


12 000 | 12800 | 13 60014 40015 200 
15 300 | 16 150 — — — 
16 150 — = — — 
16 650 | 17575 = — — 
175754 — — — 

18 000 19 000 — — — 
19 000 — — — — 


10 400 
13 600 
14 450 
14 800 
15 725 
16 000 
17 000 


11 200 
14 450 
15 300 
15 725 
16 650 
17 000 
18 000 


19 000 
20.900 — — — 
23 750 = — — 
26 600 — — = 


17 000 
18 700 
21 250 
23 800 


18 000 
19 800 
22 500 
25 200 


16 000 
17 600 
20 000 
22 400 
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XV. In der Anlage 4 iſt im Text der Ziffern 2, 3, 7 und 8 jedesmal ſtatt „Ziffer Ja und I b“ 
bezw. „Ziffer 1a oder 1b“ zu ſetzen: „Ziffer La, Ib und Ic” bezw. „Ziffer La, 1b oder Ic“, 

XVI. In der Anlage 4 Ziffer 4 wird der Satzteil „vom 1. Oktober 1921 ab eine ſolche von 
9500 M jährlich“ durch folgenden erſetzt: „in der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 eine ſolche 
von 9500 M jährlich und vom 1. April 1922 ab eine ſolche von 12 825 M jahrlich“. 

XVII. In der Anlage 5 (Ausgleichszuſchlag) wird die letzte Eintragung in Ziffer 1 Spalte 1 
„vom 1. Oktober 1921 ab bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan“ erſetzt durch: 
„vom 1. Oktober 1921 bis 31. Dezember 1921“. 

XVIII. Die Anlage 5 Ziffer 1 wird wie folgt ergänzt: 


„vom 1. Januar 1922 | A 20 v. H. | 20 v. H. 
bis 31. März 1922 Außerdem wird gewährt: 
ein weiterer Ausgleichszuſchlag in Höhe von 20 v. H. der erſten 
10000 M des aus Grundgehalt und Ortszuſchlag oder aus Grund⸗ 
vergütung und Ortszuſchlag beſtehenden Dienſteinkommens. 
vom 1. April 1922 A | 30 v. H. 30 v. H. 
bis 30. April 1922 Außerdem werden gewährt: 
a) ein weiterer Ausgleichszuſchlag in Höhe von 30 v. H. der erſten 
10000 M des aus Grundgehalt und Ortszuſchlag oder aus 
Grundvergütung und Ortszuſchlag beſtehenden Dienſteinkommens; 


b) als beſonderer Ausgleichszuſchlag eine Frauenbeihilfe (8 23 Abſ. 2) 
in Höhe von 2500 M jahrlich. 
vom 1. Mai 1922 ab A 65 v. H. 65 v. H. 

bis zur anderweiten Außerdem werden gewährt: 
Regelung durch den a) ein weiterer Ausgleichszuſchlag in Höhe von 55 v. H. der erſten 
Staatshaushaltsplan 10000 M des aus Grundgehalt und Ortszuſchlag oder aus 
oder durch beſonderes Grundvergütung und Ortszuſchlag beſtehenden Dienſteinkommens; 
Geſetz b) als beſonderer Ausgleichszuſchlag eine Frauenbeihilfe (8 23 Abſ. 2) 


in Höhe von 2500 M jährlich. 
Der weitere Ausgleichszuſchlag bleibt außer Betracht bei der Berechnung der Höchſtſätze der 
Beträge, die den Beamten auf Grund der 88 8 und 20 für die Zuweiſung einer Dienſtwohnung angerechnet werden.“ 
XIX. In der Anlage 5 Ziffer 2 b wird der Satzteil „vom 1. Oktober 1921 ab bis zur ander- 
weiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan“ wie folgt geandert: 
„in der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 31. Dezember 1921“ 
XX. In der Anlage 5 Ziffer 2 c wird der Satzteil „vom 1. Oktober 1920 ab bis zur ander⸗ 
weiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan“ wie folgt geändert: N 
„in der Zeit vom 1. Oktober 1920 bis 31. Dezember 1921“ 
XXI. Der Anlage 5 Ziffer 2 find am Schluß als Ziffer 2d und 2 e folgende Beſtimmungen 
anzufügen: 
„d) in der Zeit vom 1. Januar 1922 bis 31. März 1922 einen Notzuſchlag in der Höhe, daß fie 
1. an Ortszuſchlag nebſt Ausgleichs⸗ und Notzuſchlagen einen Betrag erhalten, der dem Orts⸗ 


zuſchlag nebſt Ausgleichszuſchlagen eines planmäßigen Beamten der erſten Beſoldungsſtufe 
ihrer Eingangsgruppe gleichkommt; 
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2. an Grundvergütung nebſt Ausgleichs- und Notzuſchlägen einen Betrag erhalten, der 


für die auftragsweiſe für die vor dem 1. Juli für die ſonſtigen 


Ar vollbeſchäftigten u. 1920 als nichtplanmäßige 0 männlichen u. 

einſtweilig angeſtellten Beamte eingeſtellten Poſt⸗ 3 weiblichen 

Lehrperſonen u. Telegraphengehilfinnen ee Beamten 

1. Anwarterdienſtjahr 85 v. H. 80 v. H. 95 v. H. 95 v. H. 

21 a 90 v. H. 85 v. H. 98 v. H. 95 v. H. 

8: 5 95 v. H. 90 v. H. 100 v. H. SE) i e 

4. 7 95 v. H. WW 100 v. H. 100 v. H. 

5. 15 Ele i "e e — 100 v. H. 
6. 5 100 v. H. 98 v. H. — — 
5 Me 100 v. H. 100 v. H. — — 
8. 7 — 100 v. H. — — 


des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen der Gruppe ausmacht, in der ſie beim 
regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig (endgültig) angeſtellt werden; 
Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung (Anlage 1) mit einem F be⸗ 
zeichnet ſind, erhalten dieſe Bezüge um 10 v. H. gekürzt; 

e) vom 1. April 1922 ab bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan 
oder durch beſonderes Geſetz zur Grundvergütung nebſt Ausgleichszuſchlägen einen Notzu⸗ 
ſchlag in der Höhe, daß Grundvergütung, Ausgleichszuſchläage und Notzuſchlag (ohne Frauen⸗ 
beihilfe) zuſammen betragen: 


für die auftragsweiſe für die vor dem 1. Juli für die ſonſtigen 


5 vollbeſchäftigten und 1920 als nichtplanmäßige as e männlichen und 
W einſtweilig angeſtellten [Beamte eingeſtellten Poſt⸗ 1 weiblichen 
Lehrperſonen u. Telegraphengehilfinnen r Beamten 

1. Anwarterdienſtjahr 95 v. H. 

2 5 95 v. H. 

3. fi 9 

4. F 100 v. H. 

05 5 100 v. H. 

6. ei 100 v. H. 

7. r 100 v. H. 

8. — 


des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen (ohne Frauenbeihilfe) Gruppe, der in der fie 
beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig (endgültig) angeſtellt werden; 
bei Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung (Anlage 1) mit einem 7 be⸗ 
zeichnet ſind, iſt der Berechnung dieſes Notzuſchlags das um 10 v. H. gekürzte Anfangsgrund— 
gehalt ſolcher Stellen zugrunde zu legen.“ 


Artikel 2. 


Der Senat wird ermächtigt, den in 4 Abſ. 1, S 16 Abſ. 1, S 17 Abſ. 3 und 5, Anlage 4 
Ziff. ha bis le fowie in Anlage 5 Ziff. 2 a, b, d, e des Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 23. De⸗ 


172 
zember 1921 (Geſetzblatt S. 229) angegebenen Termin, bis zu den Poſt- und Telegraphengehilfinnen als 
nichtplanmäßige Beamte mit einer Anwärterdienſtzeit von 8 Jahren eingeſtellt werden dürfen, anderweit 
feſtzuſetzen. 
Artikel 3. 


Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind zunächſt den durch das 
Geſetz zur Beſtreitung des außerordentlichen Geldbedarfs der Freien Stadt Danzig vom 4. Mai 1921 (Ge⸗ 
ſetzblatt S. 51) bewilligten Anleihemitteln zu entnehmen. Späteſtens am 1. Juli 1922 muß die Deckung 
durch beſondere Geſetze geregelt ſein. 

Artikel 4. 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1922 in Kraft, ſoweit es im einzelnen nicht etwas 
anderes beſtimmt. Das Geſetz vom 8. März 1922 (Geſetzblatt S. 67) zur Ergänzung des Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 229) tritt mit dem 1. Januar 1922 
außer Kraft. 

— Danzig, den 23. Juni 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Suhm. Dr. Frank. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


